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«Aus Liebe zur Schweiz» – Herr Levrat,  
wie finden Sie den Wahl-Slogan Ihrer  
ehemaligen Partei, der FDP?
Christian Levrat: Weniger dumm als jener, 
den man vor 30 Jahren hatte. «Weniger 
Staat» kam darin vor.
Philipp Müller: «Mehr Freiheit, weniger 
Staa», hiess er.
Levrat: Dieser Spruch war plump, der ak­
tuelle tönt stark nach Marketing.

Herr Müller, sind Sie froh, dass der Jung-
freisinnige Levrat nicht mehr in der FDP 
ist?
Müller: Nein, wir würden ihn wieder neh­
men, allerdings müsste er zuerst durch ein 
liberales Weiterbildungsprogramm.
Levrat: Dieses freisinnige Programm habe 
ich hinter mir, deshalb bin ich jetzt bei den 
Sozialdemokraten. Immerhin habe ich 
damals etwas Farbe in die Partei gebracht.

Heute plädieren Sie in bester Sozial
demokraten-Tradition für den Ausbau  
des Sozialstaates – koste es, was es wolle. 
Stichwort: Altersvorsorge 2020.
Levrat: Ich halte fest: Wir haben mit dem 
verabschiedeten Paket die AHV bis 2030 
gesichert. Zum ersten Mal ist es gelungen, 
ein ausgewogenes Paket zu schnüren.

Ausgewogen? Die Renten sollen um 70 bis 
230 Franken im Monat erhöht werden – 
und zwar auf Kosten der Mehrwertsteuer 
und von Lohnprozenten.
Levrat: Die Bundesräte Couchepin und 
Burkhalter sind mit ihren Abbauvorschlä­
gen gescheitert, ihre Vorlagen wurden mit 
70 Prozent abgelehnt – die Sozialdemo­
kraten waren die einzigen, die diese Vor­
schläge bekämpften. Eine mehrheitsfä­
hige Strategie läuft zwingend über ein aus­
gewogenes Gesamtpaket. Es muss die 
AHV stärken und einen Ausgleich für die 
Senkung des Umwandlungssatzes bei der 
Beruflichen Vorsorge (BVG) schaffen.

Das Gesamtpaket wird mehr als 2 Milliar-
den Franken kosten – bezahlt wird es 
durch die nächste Generation.
Müller: Die Mehrkosten für diese 70 Fran­
ken werden mit 1,4 Milliarden Franken be­
ziffert, fällig ab 2030. Dieser Zuschuss 
muss finanziert sein. Nur schon ohne diese 
Rentenerhöhung werden wir bei der AHV 
ab 2030 ein Defizit von 8 bis 9 Milliarden 
Franken haben, pro Jahr. Mit der geplanten 
Erhöhung wird das Loch noch grösser. 
Man wird deshalb den jüngeren Leute, die 
im Arbeitsprozess stehen, sowie den bis­
herigen Rentnern erklären müssen: Du 
darfst zwar die Erhöhung der Altrenten 
mitfinanzieren, wirst aber zumeist nicht in 
den Genuss dieser Erhöhung kommen.

Senken die erhöhten Lohnnebenkosten 
nicht die Konkurrenzfähigkeit der  
Schweizer Wirtschaft – und bedrohen 
letztlich Arbeitsplätze, Herr Levrat?
Levrat: Die Wirtschaft macht massiv 
Druck, dass der BVG-Umwandlungssatz 

gesenkt wird. Dann stellt sich für uns die 
Frage: Senken wir nun die Renten oder 
kompensieren wir die Senkung des Um­
wandlungssatzes? Wenn man die Renten 
nicht senken will, was ich befürworte, 
muss man darüber diskutieren, wo die 
Mehrkosten anfallen sollen – bei der AHV 
oder beim BVG.
Müller: Für uns Freisinnige ist eine Erhö­
hung der Lohnnebenkosten in der Höhe 
von 0,3 Prozent ein Tabu. Das Paket riecht 
ohnehin nach Wahlkampfgeschenk. Die 
Allianzpartner CVP und SP haben damit 
ihre Klientel befriedigt. Die Rechnung be­
zahlen die Arbeitstätigen, die Arbeitgeber 
und die Konsumenten, die via Mehrwert­
steuer zur Kasse gebeten werden.

Das Rentenalter auf 67 erhöhen?
Levrat: Das ist ja auch insgeheim der Plan 
der Freisinnigen. Die FDP-Parlamentarier 
haben im Online-Wahlportal Smartvote 
zu 90 Prozent angekreuzt, dass sie für ein 
Rentenalter 67 sind.

Müller: Das höre ich von Herrn Levrat 
schon zum dritten Mal. Bei den Smart­
vote-Umfragen kann man aber nur Ja oder 
Nein sagen. Unsere Position ist da gar 
nicht abbildbar. In der aktuellen Renten­
reform ist ein Rentenalter 67 ohnehin kein 
Thema, wir plädieren vielmehr für eine 
Flexibilisierung.
Levrat: Auch bei einer Flexibilisierung 
braucht es ein Referenzalter. Und da plä­
diert die FDP für 67 Jahre.
Müller: Schon wieder falsch. Ich bin Gip­
ser von Beruf. Es ist nicht vorstellbar, dass 
ein Gipser, der ein Leben lang gearbeitet 
hat, bis 67 Jahre auf seinem Job arbeitet. 
Das ist auch für andere Handwerker un­
denkbar, die körperlich enorm belastet 
sind, im Bau, in der Industrie. Deshalb ist 
es für uns ein Muss, dass man ein flexibles 
Rentenalter – ab 62 – möglich macht.
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Levrat: Alle wollen flexibilisieren, auch 
wir. Aber beim Referenzalter peilen Sie 67 
Jahre an.
Müller: Falsch, das Referenzalter bleibt für 
die FDP bei 65 Jahren. Im Übrigen haben 
wir die Altersvorsorge-Reform unterstützt 
bis zum Zeitpunkt, als Sie mit dem Weih-
nachtsgeschenk von 70 Franken für Neu-
rentner kamen.

In der Mehrheit der OECD-Länder liegt 
das Pensionierungsalter bei 67 oder höher. 
Wenn wir nicht nach oben korrigieren, 
wächst die Mehrbelastung für die junge 
Generation massiv. Ihre drei Kinder, Herr 
Levrat, müssen 1,5 Rentner finanzieren.
Levrat: Es wird ein Generationenkonflikt 
herbeigeredet. Meine Kinder werden froh 
sein, wenn die AHV auf stabilen Füssen 
steht und sie mir – im schlimmsten Fall – 
nicht persönlich unter die Arme greifen 
müssen. Dafür braucht es eine starke AHV. 
Hingegen stellt sich bei meinen Kindern 
die Frage, ob sie das Geld bei der UBS auf 
einem Dritte-Säule-Konto anlegen sollen 
oder bei der AHV. Und da sage ich: Bei der 
AHV fährt man deutlich besser.
Müller: Herr Levrat, Sie wollen den Gene-
rationenkonflikt einfach wegreden. Tatsa-
che ist, dass sämtliche Jungparteien we-
gen Ihrer Rentenreformpläne auf die Bar-
rikaden steigen.
Levrat: Moment, es sind nur Ihre Jung-
freisinnigen, die kritisieren. Die jungen 
Sozialdemokraten rufen zur Solidarität 
zwischen den Generationen auf. Sie hin-
gegen heizen den Konflikt an.
Müller: Bitteschön, Ihre Jusos sind aus 
Parteiraison auf Linie, alle anderen Jung-
parteien warnen, dass sie am Ende die Ze-
che bezahlen müssen. Nochmals: Wir 
müssen eine Volksabstimmung gewinnen, 
dazu muss man alle Leute ins Boot holen.
Levrat: Sie müssen mir keine Lektionen 
über Volksabstimmungen geben. Sie ha-
ben bei der Altersvorsorge zweimal haus-
hoch verloren, wir haben gewonnen. 

Herr Müller, Sie behaupten, die Massen-
einwanderungsinitiative sei nicht umsetz-
bar. Sie werfen die Flinte ins Korn?
Müller: Ich werfe nicht die Flinte ins Korn. 
Aber irgendwann muss man Klartext re-
den. In der Verfassung stehen seit dem 9. 
Februar 2014 drei Begriffe: Inländervor-
rang, Höchstzahlen, Kontingente. Diese 
sind nicht kompatibel mit dem Freizügig-
keitsabkommen und damit mit den Bilate-
ralen I. Diese wiederum haben eine politi-
sche Verknüpfung zu Schengen/Dublin, 
das heisst zu den Bilateralen II. Bei einem 
Ende der Bilateralen I würden wir de facto 
zu einer Schengen-Aussengrenze.

Wie früher – wie andere Länder in Europa.
Müller: Was das heisst, haben die Deut-
schen im Frühling 2004 mit uns in der 
Nordwestschweiz geübt. Der Grenzver-
kehr ist damals zusammengebrochen. 
Täglich passieren heute 700 000 Fahrzeuge 
und 1,3 Millionen Personen die Grenze, 
das sind keine Kriminellen, sondern Tou-
risten und Arbeitnehmer. 

Offenbar haben wir diese Übung überlebt.
Müller: Sie erinnern sich: «Haben Sie etwas 
zu verzollen?» Oder: «Bitte Kofferraum öff-
nen.» So hat es damals getönt. Und die 
Grenzen waren nicht sicherer. Machen wir 
uns nichts vor, wir haben bereits vor Schen-
gen nur 2 bis 3 Prozent aller Grenzgänger 
kontrolliert. Zudem sagen die Leute vom 
Grenzwachtkorps, wir hätten aufgrund der 
Teilnahme am Schengen-System und dank 
dem Zugang zu internationalen Datenban-
ken heute mehr Sicherheit.

Weshalb glauben Sie nicht an die Diplo-
maten und warten auf eine Verhandlungs-
lösung, etwa mit Schutzklausel?
Müller: Ich stelle nüchtern fest, dass die 
EU 19 Monate nach Annahme der Initiati-
ve noch nicht einmal ein Verhandlungs-
mandat über das Freizügigkeitsabkom-
men beschlossen hat. Zudem müssen wir 
wohl davon ausgehen, dass die EU auch 
gegenüber Drittstaaten nicht von ihren 
Grundprinzipien abweicht. Deshalb ist es 
an der Zeit, den Leuten reinen Wein ein-
zuschenken und zu sagen: Ihr könnt wäh-
len zwischen den Bilateralen oder einer 

wortgetreuen Umsetzung des Verfas-
sungsartikels mit der Konsequenz, dass 
die Bilateralen den Bach runtergehen. 
Dann reden wir aber von Hunderttausen-
den Arbeitsplätzen, die bedroht sind. 
Levrat: Mit dieser Argumentation bin ich 
weitgehend einverstanden. Das Problem 
ist nur, dass es bei der FDP unterschiedli-
che Varianten gibt. Mal heisst es, die Di
plomaten sollen besser verhandeln, dann 
wird eine wortgetreue Umsetzung gefor-
dert, dann wiederum ist gar nichts mög-
lich. Aber klar ist: Die Stunde der Wahrheit 
rückt näher. Es wird immer offensichtli-
cher, dass sich Kontingente und Perso-
nenfreizügigkeit sowie die Bilateralen 
nicht vertragen. Deshalb stehen SP und 
FDP in der Verantwortung, eine gemein-
same Lösung zu suchen.

Selbst die SVP hat die Lautstärke zurück-
gedreht, von einer Durchsetzungsinitiative 
ist derzeit nicht mehr die Rede. 
Levrat: Die SVP ist wohl nie davon ausge-
gangen, dass sie an der Urne eine Mehr-
heit holen würde. Die knappe Mehrheit 
war sozusagen ein Betriebsunfall. Jetzt 
realisieren sie, dass die Konsequenzen 
einer Umsetzung für die Wirtschaft sehr 
unangenehm werden könnten.

Wie soll die Zahl der Zuwanderer redu-
ziert werden? 80 000 Nettozuwanderung 
pro Jahr ist offenbar zu viel.
Levrat: Ich halte Kontingente für untaug-
lich. Die Personenfreizügigkeit in Europa 
ist eine wichtige Errungenschaft. Gleich-

zeitig müssen wir das inländische Ar-
beitspotenzial intensiver ausschöpfen. 
Wir müssen also die Beschäftigungsquote 
der Frauen erhöhen, jene der älteren Ar-
beitnehmer, jene der Ausländer, die hier 
ansässig sind. In diesem Zug sollten wir 
das Arbeitsverbot für Asylsuchende auf-
heben. Es macht keinen Sinn, wenn wir 
Leute aus der Ukraine oder aus Rumänien 
hierherholen, damit sie in der Landwirt-
schaft arbeiten – und gleichzeitig haben 
wir Asylsuchende, die hier leben und 
nicht arbeiten dürfen.
Müller: Frauen sind für mich das grösste 
Potenzial. Ich habe drei Töchter, die sind 
bestens ausgebildet, wollen arbeiten und 
Familie haben. Da bin ich mit Herrn Lev-
rat einverstanden. Dann haben wir weite-
res Potenzial bei Arbeitnehmern über 50. 
Nur: Die Realität ist leider, dass diese Leu-
te bei Arbeitslosigkeit Schwierigkeiten ha-
ben, eine neue Stelle zu finden. Diese Leu-
te wollen nicht geschützt werden, nein, sie 
wollen bloss nicht diskriminiert werden.

Wo werden sie diskriminiert?
Müller: Zum Beispiel bei den BVG-Beiträ-
gen, die altersabhängig sind, und zwar mit 
Sätzen von 7 bis 18 Prozent. Ältere Arbeit-
nehmer werden durch die unterschiedli-
chen Prozentsätze bei der beruflichen 
Vorsorge auf dem Arbeitsmarkt massiv 
diskriminiert. Die FDP hat im Parlament 

Postulate eingereicht, die bei den Sätzen 
Parität verlangt.

Auch eine Einschränkung beim Familien-
nachzug wird gefordert – realistisch?
Levrat: Glauben Sie im Ernst, dass der IT-
Manager ohne seine Familie in die 
Schweiz umziehen wird? Ich kann mir 
auch nicht vorstellen, dass der Forscher 
aus Portugal mit der Familie kommen 
kann, die Serviertochter aus Portugal aber 
nicht. Das kann nicht der Weg sein.

Und Asylbewerber statt Ukrainer in der 
Landwirtschaft?
Müller: Unrealistisch. Ich kenne viele Ar-
beitgeber, die Eritreer einzustellen ver-
suchten. Doch da haben wir schnell ein 
Qualifikationsproblem, ein Sprachpro
blem, ein kulturelles Problem. Und wenn 
jemand im Asylverfahren steckt, muss er 
für Abklärungen zur Verfügung stehen.

Soll die SVP, die stärkste Kraft, wieder mit 
zwei Leuten im Bundesrat vertreten sein?
Müller: Zuerst wollen wir wissen, wer an 
den Wahlen wie abschneidet und wer no-
miniert wird. Dann finden Hearings in 
den Fraktionen statt. Wir stehen zur Kon-
kordanz, das heisst: Die drei grössten Par-
teien erhalten je zwei Sitze, die viertgröss-
te einen.

Sie verlangen ein Ja zu den Bilateralen als 
Voraussetzung für die Wählbarkeit.
Müller: Ich habe nicht gesagt, das sei eine 
Voraussetzung. Ich sage nur, an den Kan-
didaten-Anhörungen werden unsere 
Fraktionsmitglieder bezüglich zwingen-
den Völkerrechts, Europäischer Men-
schenrechtskonvention EMRK und Bilate-
ralen Fragen haben.

Und wenn ein SVP-Kandidat gegen EMRK, 
gegen die Bilateralen, gegen zwingendes 
Völkerrecht ist – was sagen Sie dann?
Müller: Das entscheide nicht ich, sondern 
die Fraktion. Wir wollen, dass die Regie-
rung im Parlament gespiegelt wird. Wir 
haben zu oft erlebt, dass Bundesräte ohne 
starke Basis im Parlament mit Reformvor-
haben abstürzen. Deshalb sage ich: 2, 2, 2, 
1 ist für mich nach wie vor gültig.

Diese Formel geht für Sie auf, Herr Levrat?
Levrat: Solange SVP und FDP in der Bun-
desversammlung keine Mehrheit haben, 
gibt es keinen Grund für eine automati-
sche Mehrheit im Bundesrat. Zudem ist es 
für mich sehr unschweizerisch, wenn die 
Politik des Bundesrates in der Parteizen
trale gemacht wird, wie dies bei der SVP 
der Fall ist. Ich erinnere daran, dass der 
Bundesrat von 2003 bis 2007 so schlecht 
funktionierte wie nie zuvor. Man hat Ab-
stimmungen verloren, man konnte jeden 
Sonntag die Bundesratsprotokolle in den 

Zeitungen lesen, es gab Intrigen. Seit 2007 
arbeitet der Bundesrat deutlich besser.

Auch einen gemässigten SVP-Vertreter 
würden Sie nicht wählen?
Levrat: Letztlich gibt es keinen gemässigten 
SVP-Vertreter mehr. Die Partei kämpft ge-
gen die Bilateralen, gegen die Menschen-
rechtskonvention, ist für eine Abschaffung 
des Rechts auf Asyl. Wir haben es mit einem 
gemässigten SVP-Mann versucht.

Sie reden von Samuel Schmid.
Levrat: Nach kurzer Zeit war er nur noch 
ein halber Bundesrat. Nein, die SVP hat 
sich immer am liebsten als Oppositions-
partei gebärdet. 

Sie liegen mit der SP jetzt bei 18,7 Prozent. 
Ist der Plafond erreicht? 
Levrat: Ich gehe davon aus, dass wir zulegen. 

Ihre Verbündeten – Grüne, Grünliberale – 
könnten verlieren.
Levrat: Falls sie an Terrain verlieren, müs-
sen wir diese Verluste kompensieren. Wir 
haben zusammen mit der Mitte wichtige 
Reformen durchgebracht: Die AHV-Re-
form, die Energiewende, Reformen in der 
Steuer- und Bankenplatzgesetzgebung. Es 
war aber immer sehr knapp, sieben Sitze 
entscheiden. Deshalb ist es für uns wichtig, 
diese Mehrheit von sieben Sitzen zu retten.
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Christian Levrat, 
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«Herr Levrat, Sie wollen den                 
Generationenkonflikt wegreden.»

«Die Mehrheit  
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